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Das Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) kommt in einer ak-
tuellen Studie zu dem Schluss, dass der
deutschen Wirtschaft langfristig ein Fach-
kräftemangel drohen wird, sofern sich das
Bildungswesen nicht ändert. Eine Ent-
spannung auf dem Arbeitsmarkt könne
es dagegen geben, wenn die nachgefrag-
ten Qualifikationen zukünftig auch bei
den arbeitslosen Kräften vorhanden sei-
en. Dies ist nach Ansicht der Gesellschaft
für innerbetriebliche Zusammenarbeit

GIZ aus Forchheim jedoch fraglich, da ein
wachsender Anteil der Arbeitslosen Lang-
zeitarbeitslose sind, deren Qualifikation im
Zeitverlauf abnimmt. Daher müssten sich
vor allem mittelständische Unternehmen
verstärkt darum bemühen, für qualifizier-
te Arbeitskräfte attraktiv zu sein, um ge-
gen Großunternehmen bestehen zu können.
»Von vielen Mittelständlern werden in die-
ser Beziehung Aspekte wie ein angenehmes
Arbeitsumfeld und eine partnerschaftliche
Unternehmenskultur weit unterschätzt«,

findet Dr. H.-J. Schneider, Professor an
der Fachhochschule Nürnberg und ge-
schäftsführender Gesellschafter der GIZ
GmbH. Um die vorhandenen Mitarbeiter
zu binden und die Attraktivität des Un-
ternehmens für zukünftige Mitarbeiter
zu steigern, eigne sich besonders die
Einbeziehung in Entscheidungen und
die Beteiligung am Unternehmen, so Ste-
fan Fritz, Berater und Gesellschafter der
GIZ. Mehr Informationen gibt es unter
www.mitarbeiter-beteiligung.de.

Maßnahme gegen Fachkräftemangel

Mitarbeiterbeteiligung als Bindungsinstrument

Die überwiegende Mehrheit der Personal-
experten sieht ein höheres Alter von Bewer-
bern nicht als grundsätzliches Manko oder
Einstellungshindernis an. Das ergab eine
Branchen übergreifende Umfrage, die kürz-
lich im Auftrag des Personaldienstleisters
Randstad (www.randstad.com) unter 330 Per-
sonalverantwortlichen kleiner, mittlerer und
großer Unternehmen durchgeführt wurde.
Mehr als 60 Prozent gaben an, dass es kei-
ne grundsätzliche Altersbegrenzung für Be-
werber gebe. 40 Prozent finden, dass älte-
re Bewerber grundsätzlich keine Nachteile
gegenüber jüngeren hätten. Für knapp 
16 Prozent der Befragten gilt ein Interes-
sent ab 50 Jahren jedoch als zu alt. Die 
Befragung ergab außerdem, dass bei rund
45 Prozent der teilnehmenden Unterneh-

men der Anteil von Bewerbern über 50 Jah-
re auf Stellenausschreibungen weniger als
zehn Prozent beträgt. Eckard Gatzke, Ge-
schäftsführer bei Randstad, sieht in den
Befragungsergebnissen ein positives Sig-
nal. »Unsere Umfrage widerlegt offensicht-
lich das Pauschalurteil, wonach in Deutsch-
land die Betriebe keine älteren Menschen
mehr einstellen möchten. Die Akzeptanz
älterer Mitarbeiter und Bewerber ist hoch.«
Besonders die Zeitarbeit biete erhebliche
Chancen, so Gatzke. Mehr als 70 Prozent der
Personalexperten gaben allerdings an, sich
dem Thema ältere Arbeitnehmer nicht ge-
sondert zu widmen und über die Hälfte ist
der Ansicht, dass das geplante Antidiskri-
minierungsgesetz zu einer unnötigen Erhö-
hung des Arbeitsaufwandes führe.

Generation 50-Plus

Alter ist nicht ausschlaggebend

Jährlich liefert der Fehlzeiten-Report, der im Sprin-
ger Verlag (www.springer.com) erscheint, Daten und
Analysen zu krankheitsbedingten Fehlzeiten in der deut-
schen Wirtschaft. Der Schwerpunkt des aktuellen Be-
richts befasst sich mit den Folgen von Arbeitsplatzun-
sicherheit und Personalabbau im Zuge der Globalisie-
rung. Die Befragung des Wissenschaftlichen Instituts
der AOK (WIdO) in Zusammenarbeit mit der Universi-
tät Bielefeld ergab, dass der Krankenstand im Jahr 2004
mit 4,5 Prozent den niedrigsten Wert seit mehr als zehn
Jahren erreichte. Diese Entwicklung sei aber nicht
nur auf erfolgreiches Gesundheitsmanagement zu-
rückzuführen, so Henner Schellschmidt, einer der He-
rausgeber des Reports. Ein weiterer Grund sei, dass
die Beschäftigten aus Angst vor dem Arbeitsplatzver-
lust Krankmeldungen vermieden. »Bei Arbeitneh-
mern, in deren Betrieb Stellenkürzungen vorgenom-
men werden, ist die Angst, auch den eigenen Arbeits-
platz zu verlieren, besonders groß«, so Mitherausge-
ber Christian Vetter. Diese Ängste verursachten 
häufig psychische Beschwerden und Erkrankungen: 
Die Fehlzeiten aufgrund psychischer Erkrankungen sind
im Jahr 2004 um zehn Prozent gestiegen. Hinzu kom-
me, dass bei Betrieben mit Personalabbau die Arbeits-
belastung häufig als höher beschrieben werde. Arbeit-
nehmer aus solchen Unternehmen klagten überdurch-
schnittlich häufig über Kopfschmerzen, Erschöpfung
oder Schlafstörungen.

Fehlzeiten-Report 2005
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»Ab wie vielen Jahren gilt ein Bewerber bei Ihnen als zu alt 
für eine Anstellung in Ihrem Unternehmen?«
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In Deutschland stehen mehrere tausend
mittelständische Unternehmen in den nächs-
ten Jahren vor einem Generationswechsel.
Die Unternehmergeneration, die nach dem
zweiten Weltkrieg im wesentlichen Maße
am wirtschaftlichen Aufschwung Teil hat-
te, will nun aus Altersgründen das Ergeb-
nis ihrer Arbeit an einen Nachfolger über-
geben, der möglichst mit gleichem oder gar
besserem Erfolg die eigene Arbeit fortführt.
Der Prozess des Loslassens ist, wie die Pra-
xis zeigt, schwer genug. Aber auch auf der
übernehmenden Seite bestehen Hindernis-
se. Wer ist als Übernehmer geeignet? Wie
kann die Übernahme finanziell und recht-
lich ausgestaltet werden? Wie hoch wird die
Akzeptanz der Kunden sein, wenn das Un-
ternehmen in eine neue Führung gelangt?
Und wie reagieren die Mitarbeiter? Werden
sie dem Übernehmer die gleiche Loyalität
entgegenbringen wie dem alten Chef? 
Übersehen wird bei diesem Prozess oft, dass
ein geeigneter Übernehmer nicht unbedingt
in einer der Datenbanken überregionaler

Im Dezember des letzten Jahres regte Bundespräsident Köhler an, vorausschau-
ende Unternehmer sollten die Partnerschaft im Betrieb ausbauen und schlug vor,
auch die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen wieder auf den
Tisch zu bringen. Der Unternehmer Josef Grünbeck ist diesen Weg gegangen.

Der Wunsch des Bundespräsidenten

Initiativen oder durch Vermittlung durch
einen Spezialisten gefunden werden kann,
sondern bereits im eigenen Unternehmen
tätig ist: gemeint sind Führungskräfte oder
gar die Belegschaft des Unternehmens.
Dieser Beitrag geht zunächst grundlegend
auf Aspekte der Beteiligung von Mitarbei-
tern am Unternehmen vor dem Hintergrund
der Nachfolge ein. Darüber hinaus wird zur
Veranschaulichung eines Nachfolgeprozesses
das Beispiel der Grünbeck Wasseraufberei-
tung GmbH in Höchstadt dargestellt.

Beteiligungsunternehmen 
sind erfolgreich
Die Mitarbeiterbeteiligung sieht im Allge-
meinen eine Teilhabe der Beschäftigten am
Unternehmenserfolg (Erfolgsbeteiligung)
oder am Unternehmenskapital (Kapitalbe-
teiligung) vor. Während eine Beteiligung
von Mitarbeitern am Erfolg, auch bedingt
durch die Tendenz hin zur variablen Vergü-
tung, bereits in zahlreichen Unternehmen
anzutreffen ist, beschränkt sich die Anzahl

von Unternehmen mit Kapitalbeteiligung
nach Schätzung der Arbeitsgemeinschaft
Partnerschaft in der Wirtschaft e. V. (AGP)
und der Gesellschaft für innerbetriebliche
Zusammenarbeit (GIZ) in Deutschland auf
circa 3600 Unternehmen. 
Noch scheuen sich viele Firmenvertreter,
ihre Mitarbeiter zu Mitunternehmern zu ma-
chen. Vielerorts bestehen in dieser Hinsicht
noch Vorurteile, die oft in einer mangeln-
den Kenntnis der vielfältigen Möglichkeiten
im Beteiligungsbereich und den daraus re-
sultierenden positiven Effekten ihre Ursa-
che haben. Beteiligungsunternehmen sind,
so zeigen mehrere Studien wie auch die
nachfolgende Grafik des Instituts für Ar-
beit- und Berufsforschung, Nürnberg, we-
sentlich produktiver als Nicht-Beteiligungs-
unternehmen (vergleiche Abbildung 1). Die
Begründung für diesen Effekt liegt meist da-
rin, dass Beteiligungsunternehmen ihre Mit-
arbeiter über wesentliche Unternehmensas-
pekte informieren und in die Entscheidungs-
findung einbeziehen. Dies bringt mit sich,

Kompakt
● Viele Vorurteile in Bezug auf Belegschaftsbeteiligungen zeugen von mangelnder Kenntnis der vielfältigen 

Möglichkeiten im Beteiligungsbereich und den daraus resultierenden positiven unternehmerischen Effekten.
● Der Unternehmer Josef Grünbeck entwickelte ausgehend von gewährten Mitarbeiterdarlehen ein Beteiligungs-

modell, dass ohne Bestandsgefährdung sein Ausscheiden aus dem Unternehmen ermöglichte.
● Die Grundlage für jedes funktionierende Beteiligungsmodell ist ein partnerschaftliches Klima im Unternehmen.

Die Mitarbeiter der Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH. 



dass Innovationen von den Mitarbeitern ge-
tragen werden und damit schnell zur Um-
setzung gelangen. Lange Diskussionen und
Verweigerungshaltungen, die weil sie in kei-
ner Buchhaltung erfasst werden und daher
als Aufwandsposition keine Beachtung fin-
den, werden erheblich reduziert. Auch zeigt
sich, dass Unternehmen mit Beteiligung der
Mitarbeiter wesentlich innovativer sind, ih-
re Mitarbeiter weniger Krankentage aufwei-
sen und »ihr« Unternehmen in geeigneter
Weise gegenüber den Kunden vertreten. Was
spricht angesichts der aufgezeigten Vortei-
le dagegen, Mitarbeiter als potenzielle Un-
ternehmensübernehmer in das Kalkül ein-
zubeziehen? 

Die Historie eines 
Beteiligungsmodells
Wie ein erfolgreiches Mitarbeiterbeteili-
gungsmodell mit der Zielrichtung Unter-
nehmensnachfolge aufgebaut werden kann,
zeigt das Beispiel der Grünbeck Wasserauf-
bereitung GmbH in Höchstadt. Die Wurzeln
dieser Entwicklung reichen bis ans Ende der

sechziger Jahre zurück, als sich Josef Grün-
beck als Inhaber der Einzelfirma Wasser-
chemie und Apparatebau entschloss, part-
nerschaftlich mit seinen Mitarbeitern zusam-
menzuarbeiten. 
Stufe 1: Seit 1968 gewährte Grünbeck sei-
nen Mitarbeitern eine als Mitarbeiterdarle-
hen kapitalisierte Gewinnbeteiligung. Die
Verteilung des Unternehmensgewinns auf die

Belegschaftsmitglieder sowie Fragen aus
den Bereichen Sozialleistungen, Investitio-
nen und Verbesserungsvorschläge regelte
ein neu gegründeter Partnerschaftsaus-
schuss.
Stufe 2: 1980 gründete der Firmeninhaber
die Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH (ver-
gleiche Abbildung 2). Gesellschafter der ope-
rativen GmbH waren Josef Grünbeck selbst,
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Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH, Höchstädt

HR-Kennzahlen
Geschäftsjahr Geschäftsjahr Veränderung 

Personalstruktur 2004 2005 in Prozent
Anzahl Mitarbeiter (= Anzahl Köpfe) 393 403 2,5
Durchschnittsalter der Mitarbeiter 39,9 40,0 0,3
Anteil Frauen in Führungspositionen 
(in Prozent aller Führungskräfte) 6,0 8,0 33,3
Anteil Mitarbeiter mit Auslandserfahrung 
(> 6 Monate, in Prozent aller Mitarbeiter) 5,6 6,2 10,7
Anteil Führungskräfte mit Auslandserfahrung 
(> 6 Monate, in Prozent aller Führungskräfte) 12,0 12,0 0,0
Ertrag in Euro
Umsatz 47 974 000,00
Umsatz pro Mitarbeiter 122 071,00 #WERT!
Personalaufwand in Euro
Personalaufwand 13 721 998,00 #WERT!
Vergütungsstruktur
Anteil Mitarbeiter mit variabler Vergütung 
(in Prozent aller Mitarbeiter) 15,3 14,9 -2,6
Anteil Führungskräfte mit variabler Vergütung 
(in Prozent aller Führungskräfte) 100,0 100,0 0,0
Weitere Kennzahlen
Betreuungsquote 
(Mitarbeiter pro Personalexperte) 131,00 134,00 2,3
Weiterbildungsaufwand 
(ohne Personalausfall- und Reisekosten) 49 108,00 50 000,00 1,8
Anzahl der Teilnehmertage von Weiterbildungen 86,00 90,00 4,7

Produktivitätseffekte der Mitarbeiterbeteiligung

Abbildung 1: Vergleich der Wertschöpfung pro Beschäftigten mit und ohne Mitarbeiterbeteiligung. 

Das Stammhaus der 1949 gegründeten Grün-
beck Wasseraufbereitung GmbH in Höchstädt
an der Donau. Neben Forschung und Entwick-
lung, Konstruktion, Projektierung und Verwal-
tung ist hier auch der Großteil der Produktion
angesiedelt. Die über 700 Mitarbeiter der 
Firmengruppe erwirtschaften einen Gesamt-
umsatz von knapp 92 Millionen Euro. 
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seine Ehefrau und zwölf Handelsvertreter.
An die Stelle des Partnerschaftsausschusses
trat die neu gegründete Grünbeck-Mitarbei-
terbeteiligungs GmbH. Sie wurde der fünf-
zehnte Gesellschafter der operativen GmbH. 
Die Mitarbeiterdarlehen konnten über Treu-
händer als direkte Kapitalbeteiligung zum
Ausgabekurs von 1 zu 2,5 in die Mitarbei-
terbeteiligungs GmbH eingebracht werden. 
In diese Entwicklungsstufe fiel auch die
Einberufung eines aus Arbeitnehmervertre-
tern zusammengesetzten Firmenbeirats, der
die Geschäftsführung beraten sollte und
langfristig Aufgaben im Rahmen der Unter-
nehmenssicherung übernahm.
Stufe 3: In den Jahren 1984 und 1985 wur-
de auf Grundlage des 5. Vermögensbildungs-

gesetzes jenen Mitarbeitern, die länger als
sechs Monate dem Unternehmen angehör-
ten, eine stille Beteiligung eingeräumt. Die
Bedingungen sahen eine monatliche Betei-
ligung von bis zu 78 Mark vor, die mit ma-
ximal 52 Mark bezuschusst wurde. Zusätz-
lich wurde pro Jahr ein steuer- und sozial-
versicherungsfreier Zuschuss gewährt. So-
mit konnten pro Jahr und Mitarbeiter 1236
Mark Beteiligung geschaffen werden. Die stil-
le Beteiligung wurde mit garantiert fünf
Prozent verzinst, eine Verlustbeteiligung
war nicht vorgesehen. Mit der Beteiligung
war zudem die Zusage verbunden, dass das
angesparte Kapital zukünftig in eine echte
GmbH-Beteiligung umgewandelt werden
kann.
Stufe 4: 1988 wurde der Beschluss gefasst,
die operative GmbH und die Grünbeck Mit-
arbeiterbeteiligungs GmbH zu verschmel-
zen. Die treu gebenden Mitarbeiter wurden
somit direkte Gesellschafter der GmbH, wo-
mit auch die Zusage an die stillen Gesell-
schafter zur Einlösung gelangte. Gleichzei-
tig wurde eine Kapitalerhöhung von einer
auf zwei Millionen Mark beschlossen. Inner-
halb weniger Wochen wurde das neue Ka-
pital von Handelsvertretern und Mitarbei-
tern gezeichnet. Dieser Schritt in der His-
torie der Grünbeck-Mitarbeiterbeteiligung
machte den Beteiligungsgedanken insgesamt

wieder aktuell; das Modell gewann die ge-
wünschte Dynamik.
Stufe 5: Auf dieser Grundlage wurde neu fest-
gelegt, wer zukünftig Gesellschafter werden
kann. Zudem wurde beschlossen, dass re-
gelmäßig, zumindest aber alle sechs Jahre,
eine weitere Kapitalerhöhung erfolgen soll-
te. Parallel dazu verfügte Grünbeck testa-
mentarisch, dass im Falle seines Ablebens
seine Anteile nicht an natürliche Erben,
sondern im Verhältnis ihrer Anteile an die
Restgesellschafter gehen sollten.

Bestandssicherung nach 
tragischem Unfall
Nach einem Verkehrsunfall im Oktober 1995
musste Firmengründer Grünbeck sich aus
dem Geschäftleben zurückziehen. Der im
Vorfeld geplanten Nachfolgeregelung war
es zu verdanken, dass die Grünbeck Wasser-
aufbereitung GmbH hierdurch nicht in Mit-
leidenschaft gezogen wurde. Dafür stand
auch die im Vorfeld beschlossene strategi-
sche Dreigliederung der Geschäftsführung.
Ihr wichtigstes Element ist eine Altersstaf-
felung. Sie verschafft einem neuen Ge-
schäftsführungsmitglied eine ausreichende
Einarbeitungszeit und garantiert selbst bei
einem außerplanmäßigen Ausscheiden ei-
nes Geschäftsführers, dass die Geschäftsfüh-
rung als Ganzes stets handlungsfähig bleibt. 

Mehr zum Thema
Mehr Informationen erhalten Sie unter
www.mitarbeiter-beteiligung.de oder
regelmäßig über den kostenlosen 
Newsletter der GIZ GmbH (Anmelde-
formular auf der Homepage).

Das Beteiligungs-
modell

Abbildung 2: Sechs Schritte der partnerschaft-
lichen Entwicklung. 

Stufe 1
Erfolgsbeteiligung

Stufe 2
Gründung einer operativen

GmbH und einer Mitarbeiter-
beteiligungs GmbH

Stufe 3
Vermögensbildungsge-
setz zur Ansparung von

Beteiligungskapital

Stufe 4
Verschmelzung Mitarbeiter-

beteiligungs GmbH 
mit der Grünbeck 

Wasseraufbereitung GmbH

Stufe 5
Unternehmens-

sicherung und Unter-
nehmensnachfolge

Stufe 6
GO-Grünbeck-

Offensive für die
Zukunft

Die Grünbeck Vision

Abbildung 3: Ein wichtiger Erfolgsfaktor zur Erreichung der Grünbeck Vision sind die permanente Ent-
wicklung und Verbesserung der Produkte. 

VisionUnsere Vision:

Grünbeck
wird das größte konzernunabhängige 

Unternehmen für Wasseraufbereitung in Europa

B. Innovation und Qualität
• Anzahl neuer Verfahren/Produkte
• Entwicklungskosten vom Umsatz
• Materialeinsatz
• Lieferantenpartnerschaft
• Senkung der Fehlerkosten
• Verbesserungsvorschläge

C. Finanzierung
• Eigenkapitalquote
• Verschuldungsgrad
• Cash-Flow
• Eigenkapitalrendite
• Umsatzrendite

D. Mitarbeiter
• Zahl der beteiligten Mitarbeiter
• Zahl der stillen Beteiligungen
• Fort- und Ausbildung
• Umsatz pro Mitarbeiter
• Fluktuationsrate
• Krankenstand
• Mitarbeiterzufriedenheit

A. Das Unternehmen im Markt
• Produktprogramm/Produktstrategie
• Marktanteile

• Umsatz und Umsatzverteilung
• Konzernzufriedenheit

Unsere
Ziele:



Heute beinhaltet das Mitarbeiterbeteiligungsmodell bei Grünbeck
vor allem folgende Punkte:
● Über den Betriebsrat macht die Belegschaft von ihrem klassischen
Mitbestimmungsrecht Gebrauch.
● Jeder Mitarbeiter hat zudem die Möglichkeit, im Rahmen der von
Zeit zu Zeit stattfindenden Kapitalerhöhungen direkt Gesellschaf-
ter zu werden. Die Mitarbeiter sind damit direkt am Geschäftser-
folg beteiligt. Somit bestimmen sie auch gesellschaftsrechtlich mit,
tragen aber auch über die Verlustbeteiligung unternehmerische
Verantwortung. 
● Die Mitverantwortung erstreckt sich bei Grünbeck auch auf die
Wahl des Beirats, die Wahrnehmung der Rechte auf der Gesellschaf-
terversammlung und damit auf die Kontrolle und Beratung der Ge-
schäftsführung sowie auf Einflussnahme auf die langfristige Ent-
wicklung des Unternehmens.
Um auch in Zukunft wettbewerbsfähig zu bleiben, hat die Grün-
beck Wasseraufbereitung GmbH unter der Überschrift »GO-Grün-
beck-Offensive für die Zukunft« eine Vision erarbeitet und entspre-
chende Maßnahmenschwerpunkte festgeschrieben (vergleiche Ab-
bildung 3). 

Grundlage ist ein partnerschaftliches Klima
Wesentlich häufiger als das dargestellte Modell der Belegschafts-
übernahme wie bei Grünbeck, wird in der Praxis die Fortführung
und der Erwerb des Unternehmens durch ausgewählte Führungs-
kräfte verfolgt. Derartige Modelle sind dann von Vorteil, wenn et-
wa der Zeitraum, in der die Übergabe vollzogen werden muss, sehr
begrenzt ist. Gegen das Belegschaftsmodell werden oft auch Finan-
zierungsgesichtspunkte oder fehlendes Vertrauen in die Kompe-
tenzen der Gesamtbelegschaft angeführt. Wenn die Übernahme
durch die Belegschaft jedoch Ziel führend verfolgt wird, sind sol-
che Einwände nicht haltbar. Eine wesentliche Voraussetzung für
ein Gelingen der Übernahme durch die Belegschaft, und dies zeigt
das Beispiel Grünbeck, ist jedoch ein partnerschaftliches Klima im
Unternehmen und eine stabile Vertrauensbasis zwischen Altgesell-
schafter und Mitarbeiter.
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Stefan Fritz, 
Gesellschafter und Berater der Gesellschaft für
innerbetriebliche Zusammenarbeit GmbH,
Forchheim, stefan.fritz@giz-gmbh.de

Autor

Walter Ernst, 
Geschäftsführer der Grünbeck Wasser-
aufbereitung GmbH, Höchstädt, 
walter.ernst@gruenbeck.de

Autor
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Mit seiner Forderung, Arbeitnehmer 

verstärkt am Unternehmenskapital zu 

beteiligen, löste Bundespräsident 

Horst Köhler eine kontroverse Debatte 

aus. Die Reaktionen reichen von „Ein-

mischung in die Tarifautonomie“ bis 

„wichtiger Denkanstoß“. Horst Köhler 

hat es auf den Punkt gebracht: Deut-

sche Unternehmen sollten partner-

schaftlicher handeln und ihre Mitar-

beiter am Geschäftserfolg beteiligen. 

Die Erfahrung zeigt, dass Beteiligungs-

unternehmen wesentlich produktiver 

sind als die Konkurrenz – denn die be-

teiligten Mitarbeiter sind sich darüber 

bewusst, dass der Erfolg des Betriebes 

auch ihr eigener Erfolg ist. In der Folge 

weisen Beteiligungsunternehmen ei-

nen geringeren Krankenstand auf und 

werden von Banken oder Ratingagen-

turen als kreditwürdiger eingestuft. 

Sie sind auch eher in der Lage, betrieb-

liche Bündnisse zu realisieren.

Eine Bestandsaufnahme
Trotz solcher Vorteile führt die Beteili-

gung von Mitarbeitern am Ertrag oder 

Kapital des eigenen Unternehmen in 

Deutschland noch ein Nischendasein. 

Annähernd 100.000 Betriebe mit Mit-

arbeiterbeteiligung zählte die letzte 

Erhebung des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung (IAB) in 

Nürnberg – das entspricht einer Quote 

von rund 5 Prozent aller Betriebe. Die 

„hohe Schule der Mitarbeiter-Beteili-

gung“ – die Kapitalbeteiligung – prak-

tizieren davon schätzungsweise rund 

3.600 Unternehmen mit insgesamt 

2,75 Millionen Beschäftigten. Ange-

sichts der potenziellen positiven Ef-

fekte, die über die Beteiligung zu er-

reichen sind, ist dies zu wenig, meint 

auch die CDU. Als Ergebnis der Klau-

surtagung ihres Bundesvorstandes im 

Januar 2006 in Mainz setzte die Partei 

ein Expertengremium auf die Thema-

tik an.

Beteiligung am Erfolg
Grundsätzlich lassen sich zwei Arten 

der Mitarbeiterbeteiligung unterschei-

den: die Beteiligung am Erfolg als 

Lohnbestandteil oder die weiterge-

hende Partizipation am Kapital des 

Unternehmens. 

Als Erfolgsbeteiligung wird land-

läufig ein rein arbeitsrechtlich defi-

niertes Beteiligungsverhältnis zwi-

schen Mitarbeiter und Unternehmen 

bezeichnet. In diesem Rahmen erhält 

der einzelne Mitarbeiter einen variab-

len Entgeltanteil, sofern bestimmte 

Kriterien erfüllt sind. Der variable An-

teil kann „on top“ gezahlt werden oder 

fixe Bestandteile ersetzen. Im letzte-

ren Falle sind die tarifrechtlichen 

Grundlagen zu beachten. Kriterien ei-

ner Erfolgsbeteiligung können eine 

Steigerung von Gewinn, Ertrag, Leis-

tung oder Wert des Unternehmens 

sein. Alternativ oder ergänzend sind 

etwa auch individuelle Kriterien, wie 

das Mitarbeitergespräch oder die Leis-

tungsbeurteilung, denkbar. Wichtig 

ist, dass der Mitarbeiter Einfluss auf 

das jeweilige Kriterium hat und dieses 

auch erkennt. 

Ein Beispiel aus der Praxis der Er-

folgsbeteiligung findet sich etwa im 

westfälischen Bünde: Die SMV Sitz-

Möbel-Vertriebsgesellschaft mbH be-

teiligt ihre Belegschaft seit dem Jahre 

2003 am Erfolg des Unternehmens. 

Auf Grundlage der monatlichen Be-

triebswirtschaftlichen Auswertung 

(BWA) und einer individuellen Leis-

tungszielermittlung erhalten die betei-

ligungsberechtigten Mitarbeiter zu-

sätzlich zu ihrem Gehalt oder ihrer 

Ausbildungsvergütung einen Anteil 

am Betriebsergebnis. Sie sind aber 

auch am möglichen Misserfolg betei-

ligt: Verlustanteile werden als „Schat-

tenbeteiligung“ geführt und mit Er-

folgsanteilen in den nachfolgenden 

Monaten verrechnet. „Ein für unsere 

Mitarbeiter sehr motivierendes Instru-

ment, mit dem wir so manche Klippe 

erfolgreich umschiffen konnten“, bi-

lanziert SMV-Geschäftsführerin Inge 

Brünger-Mylius.

Beteiligung am Kapital 
Die Kapitalbeteiligung geht über die 

rein arbeitsrechtliche Regelung hi-

naus: Die Modelle umfassen ein finan-

zielles Engagement der Mitarbeiter am 

Unternehmen auf schuld- oder gesell-

schaftsrechtlicher Grundlage. Die Be-

teiligungsformen können als Darle-

hen, stille Beteiligung, Genussrechte, 

Formen der nachgelagerten Besteue-

rung und Eigenkapitalbeteiligungen 

(wie GmbH-Anteil oder Belegschafts-

aktie) ausgestaltet werden. Als Finan-

zierungsquelle bieten sich eine Er-

folgsbeteiligung sowie andere Entgelt- 

oder Vermögensbestandteile der Mit-

arbeiter an. Darüber hinaus ist in der 

Regel eine Förderung von staatlicher 

Seite über das Vermögensbildungsge-

setz oder den Paragrafen 19a Einkom-

mensteuergesetz (EStG) möglich. Ins-

besondere die letztgenannte Kompo-

nente ist ein guter Anreiz, da sie als 

Zuschuss bis zu einer Obergrenze von 

135 Euro pro Mitarbeiter und Jahr 

lohnsteuer- und sozialversicherungs-

frei gewährt werden kann. Auf der Un-

ternehmensseite führt das bei entspre-

chender Ausgestaltung zur steuer-

freien Aufstockung des Eigenkapitals.

Das Kapitalbeteiligungsmodell des 

SB-Warenhaus und Baumarktunter-

nehmens Globus beispielsweise reprä-

sentiert mittlerweile 11,5 Prozent des 

Eigenkapitals im Unternehmen. Rund 

64 Prozent der Globus-Mitarbeiter 

sind als stille Gesellschafter am Unter-

nehmen beteiligt. 

Fazit
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle bieten 

unzählige Möglichkeiten für eine indi-

viduelle Anpassung und hohe Akzep-

tanz auf Unternehmens- und Mitarbei-

terseite. Wichtig für den Aufbau eines 

passenden Modells ist die sorgfältige 

Analyse der Ziele und Bedürfnisse im 

Vorfeld, eine durchdachte Modeller-

arbeitung, möglichst unter Einbezug 

von Mitarbeitervertretern, und ein 

sorgfältig strukturierter Einführungs-

prozess.

RECHT & PRAXIS

Mehr Beteiligung 
erwünscht

Die Beteiligung von Mitarbeitern am 
Unternehmen bringt  Arbeitgebern und 
 Arbeitnehmern viele Vorteile. In 
Deutschland führt die Mitarbeiter-
beteiligung aber noch ein Nischendasein.

<

Stefan Fritz

Gesellschaft für 

innerbetriebliche

Zusammenarbeit 

GIZ GmbH

Der Autor

Denkanstoß: Bundespräsident Horst 

Köhler fordert, Arbeitnehmer stärker 

am Unternehmerkapital zu beteiligen.
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Köhlers Vorstoß stößt Tarifdebatte an 
 

Autor(en): *Nicole Kohnert* 
 

Forderung nach mehr Mitarbeiterbeteiligung trifft auf überwiegend positive 
Resonanz  
 
Von Nicole Kohnert, Berlin 
 
Der Vorschlag von Bundespräsident Horst Köhler, Arbeitnehmer stärker am 
Unternehmensgewinn zu beteiligen, hat eine Diskussion über eine neue 
Tarifpolitik entfacht. Gesamtmetall-Präsident Martin Kannegiesser sagte, dies 
sei der richtige Weg, um der unterschiedlichen Ertragsstärke der Unternehmen 
Rechnung zu tragen.  
 
In der nächsten Tarifrunde 2006 wolle er einer ertragsorientierten Komponente 
Raum geben, sagte Kannegiesser. Konkret könne dies so aussehen, dass es eine 
Grunderhöhung für alle geben müsse, "und dann eine am Ertrag des 
Unternehmens orientierte Komponente". Diese müsse auf betrieblicher Ebene 
geregelt werden. 
 
Köhler hatte vorgeschlagen, Arbeitnehmer angemessen an der Produktivität 
ihrer Betriebe zu beteiligen und ihnen auf diese Weise ausreichend Einkünfte zu 
sichern. In Zeiten der Globalisierung könnten solche Kapitalbeteiligungen in 
Arbeitnehmerhand dazu beitragen, "einer wachsenden Kluft zwischen Arm und 
Reich entgegenzuwirken". 
 
Auch der Hauptgeschäftsführer der Bundesvereinigung Deutscher 
Arbeitgeberverbände, Reinhard Göhner, sprach von "einem richtigen Weg". Die 
Produktivitätsentwicklung sei der richtige Maßstab für Lohnerhöhung. 
 
Die Arbeitnehmerseite reagierte hingegen unterschiedlich auf den Vorschlag des 
Bundespräsidenten: Die IG Bergbau, Chemie, Energie (BCE) will Köhlers 
Konzept unterstützen. Eine Beteiligung der Arbeitnehmer am Ertrag habe die 
Gewerkschaft bereits in mehreren Tarifverträgen vereinbart. 
 
Die IG Metall lehnte Köhlers Vorstoß ab und kritisierte das Kapitalrisiko für 
Arbeitnehmer. Verdi-Vorstandsmitglied Frank Werneke hält die 
Gewinnbeteiligung nur in Teilen für umsetzbar. "Ich glaube aber nicht, dass das 
Lohnsystem in Deutschland grundsätzlich in diese Richtung geändert werden 
kann", sagte er der "Netzzeitung". Das sei allenfalls etwas für große Konzerne. 
 
Positive Reaktionen gab es dagegen von Politikern der Union, SPD und FDP. 
"Mitarbeiterbeteiligungen können einen positiven wirtschafts- und 
beschäftigungspolitischen Beitrag leisten", sagte der arbeitsmarktpolitische 
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nach oben  
 

Sprecher der SPD, Klaus Brandner. 
 
Stefan Fritz, Experte von der Gesellschaft für innerbetriebliche Zusammenarbeit 
(GIZ) begrüßt Köhlers Vorschlag. Insgesamt zeichne sich bei großen 
Unternehmen ein Trend ab, Mitarbeiter am Gewinn zu beteiligen, ohne 
gleichzeitig ihren Lohn zu kürzen. Fast jeder DAX-Konzern habe ein 
Beteiligungsmodell. Das häufigste Konzept sei die Kapitalbeteiligung. 
 
"Die meisten Mitabeiter werden in Form von Belegschaftsaktien beteiligt", sagte 
Fritz. Rund 50 Prozent der Mitarbeiter würden das in Anspruch nehmen. "Bei 
der schlechten wirtschaftlichen Lage ist es bei vielen Mitarbeitern angekommen, 
dass sie auch ein Risiko mittragen müssen." Nach einer GIZ-Studie hielten 2004 
rund 2,55 Millionen Arbeitnehmer Beteiligungen an 3300 Unternehmen im Wert 
von 13 Mrd. Euro. 
 
// 
 
Anreizsystem 
 
Beteiligung Die Tarifparteien bei der Deutschen Bahn haben Köhlers Vorschlag 
schon umgesetzt. Seit März 2005 bekommen Mitarbeiter eine jährliche 
Gewinnbeteiligung. Diese kann bis maximal 600 Euro betragen.  
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Berlin - Die deutsche Wirtschaft wird
im kommenden Jahr so stark wachsen
wie seit fünf Jahren nicht mehr: Das je-
denfalls erwarten führende Ökonomen,
die das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 2006
auf bis zu zwei Prozent schätzen. Dafür
machen sie die starke Weltwirtschaft ver-
antwortlich, aber auch die Belebung der
Binnenkonjunktur. Der Aufschwung
dürfte allerdings nur von kurzer Dauer
sein – die geplanten Steuererhöhungen
werden nach Ansicht der Experten dafür
sorgen, dass die Wirtschaft 2007 in die
Stagnation zurückfällt.

In den vergangenen Wochen haben die
meisten Forscher ihre Prognosen nach
oben korrigiert. So nehmen die großen
Konjunkturinstitute Wachstumsraten
zwischen 1,4 und 1,7 Prozent an. Kom-
mende Woche wird nach Tagesspie-
gel-Informationen als letztes der sechs
Häuser das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) aus Berlin seine

Annahmen nach
oben korrigieren.

Bei denBanken ist
der Optimismus
noch größer – die
Volkswirte der Alli-
anz/Dresdner Bank
liegen mit einem
Plusvon2,0Prozent
derzeit an der
Spitze. Die Bundes-

regierung wird ihre Berechnungen erst
Ende Januar bekannt geben, Wirtschafts-
minister Michael Glos (CSU) hat aber be-
reits durchblicken lassen, dass es bei der
Annahme von 1,2 Prozent nicht bleibt.

Inden vergangenenfünf Jahrenwar das
deutsche BIP im Schnitt nur um gut 0,7
Prozent gewachsen. Gestützt wird die
Hoffnung auf den Aufschwung durch das
starkeWachstum der Weltwirtschaft. Be-
stellungen aus Asien und zunehmend
auch aus Europa lassen die Geschäfte
beim Exportweltmeister Deutschland
weiter gut laufen. Neu ist, dass die Unter-
nehmen nun auch für ihre Fabriken im In-
land neue Maschinen und Ausrüstungen
ordern. „Damit gewinnt der Aufschwung
endlich an Stärke“, sagte Michael Heise,
Chefökonom der Allianz, dieser Zeitung.

Darauf deuten Daten der vergangenen
Tage hin – der Index zum Ifo-Geschäfts-
klima etwa war im Dezember so hoch wie
seit fünf Jahren nicht mehr.

Unterstützt wird der Trend noch durch
die Pläne der Regierung. Zum einen kön-
nendieFirmenab2006Geld,dassieinves-
tieren, leichter abschreiben. Zum ande-
ren bringt die angepeilte Anhebung der
Mehrwertsteuer einen kleinen Konsum-
schub. Vor allem teure Güter und Möbel
dürften gekauft werden, erwarten Fach-
leute. Daneben dürfte die Fußball-WM
den Einzelhandel in Schwung bringen.
Die Effekte durch Politik und Sport dürfe
man aber nicht zu hoch bewerten, warnt
Heise. „Wichtiger ist, dass sich die Unter-
nehmenneuaufgestellthaben.Siesindin-
novativer und produktiver geworden und
haben ihre Kosten gesenkt wie seit Jahren
nicht mehr – auch dank der Lohnzurück-
haltung und der betrieblichen Vereinba-
rungen mit den Gewerkschaften.“

Für den Arbeitsmarkt wird sich das

aber nicht auszahlen. Heise: „Es gibt An-
zeichen für eine Besserung der Lage –
mehr aber nicht.“ So steige die Zahl offe-
ner Stellen, in den Unternehmen würden
weniger Jobs gestrichen, und der Abbau
sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung komme zum Stillstand. Die durch-
schnittliche Arbeitslosigkeit schwankt
bei den einzelnen Prognosen zwischen
gut 4,6 und 4,8 Millionen.

2007 könnte es mit dem schnellen
Wachstum schon wieder vorbei sein. Das
befürchtet Thomas Mayer, Europa-Chef-
ökonom der Deutschen Bank in London.
„2007wirdausdemSchubeinSog.“Nicht
nur die dann erhöhten Steuern würden
die Wirtschaft bremsen. Zudem be-
komme das Land den strafferen Zinskurs
der Europäischen Zentralbank zu spüren
– denn die Erhöhung der Leitzinsen seit
Dezember wirkt sich erst mit mehreren
Monaten Verspätung aus. „Die Bank wird
den entscheidenden Satz auf bis zu drei
Prozent anheben“, erwartet Mayer. Dies

werde Kredite kostspieliger machen. Zu-
dem werde der Euro im Vergleich zum
Dollar wiederan Stärkegewinnen. „Beide
Faktoren bedeuten wieder stärkeren Ge-
genwind für die Wirtschaft.“

Zudem schwäche sich die Weltwirt-
schaft wieder ab, erklärte Allianz-Volks-
wirt Heise. Er rechnet mit einer Halbie-
rung der Wachstumsrate auf nur noch ein
Prozent. „Das ist aber keine zwangsläu-
figeEntwicklung–,wenndieBundesregie-
rungdavonAbstandnimmt,mitderMehr-
wertsteuer die Konjunktur abzuwürgen.“
Dies sei „fahrlässig“. Die Regierung
müsse das Geld für die Sanierung des
Haushalts mobilisieren. „Es gibt aber
schon jetzt immer mehr Begehrlichkeiten
und Ausgabenwünsche, die dann als
RechtfertigungfürSteuererhöhungenher-
halten müssen. Die Regierung muss sich
aber auf das Sparen konzentrieren, nicht
auf das Geldausgeben.“ Das Mindeste sei
eine Verbindung der Mehrwertsteuerer-
höhung mit anderen Reformen.

Die größten Unternehmen im Osten
halten Belegschaft stabil
Dresden - Die 100 Top-Unternehmen in
Ostdeutschland haben einem Bericht der
„Sächsischen Zeitung“ zufolge die Be-
schäftigung stabil gehalten. Zwei Drittel
der umsatzstärksten 100 Firmen hätten
mehr verkaufen können, ein Drittel habe
die Zahl der Beschäftigten erhöht. An der
Spitze der Rangliste stünden Volkswa-
gen Sachsen und die Verbundnetz Gas
AG, gefolgt von der Dow BSL Olefinver-
bund in Sachsen-Anhalt.  AP

Energieverbrauch in Deutschland
geht zurück
Hamburg - Angesichts hoher Preise ha-
ben Unternehmen und Verbraucher in
Deutschland 2005 ihren Energiekonsum
reduziert. Nach vorläufigen Berechnun-
gendesÖl-undGasunternehmensExxon-
Mobil liegt der deutsche Verbrauch von
Primärenergie mit rund 491 Millionen
Tonnen Steinkohleeinheiten (SKE) um
mehr als ein Prozent unter dem Ver-
brauch des Vorjahres. Angesichts der
leicht steigenden Wirtschaftsleistung
habe sich damit die Energieeffizienz ver-
bessert. Ein starkes Minus war vor allem
beim Verbrauch von Mineralöl zu ver-
zeichnen,dasmiteinemAnteilvon36Pro-
zent dennoch der wichtigste Energieträ-
ger bleibt.  dpa

Nikkei mit höchstem Jahresgewinn
seit 19 Jahren
Tokio - Der Nikkei-Index an der Aktien-
börse in Tokio hat das Handelsjahr mit
dem höchsten Jahresgewinn seit fast
zwei Jahrzehnten abgeschlossen. Zwar
gab das Börsenbarometer für 225 Stan-
dardwerte am Freitag noch auf 16111
Punkte nach. Zum Vorjahresschluss hat
der Nikkei aber um 40,2 Prozent zuge-
legt. Das ist der stärkste Jahreszuwachs
seit 1986. Der Deutsche Aktienindex ist
2005 um gut 27 Prozent gestiegen.  dpa

Adidas erwägt Aktiensplit
Herzogenaurach - Europas größter
Sportartikelhersteller Adidas will trotz
der geplanten milliardenschweren Über-
nahme des amerikanischen Konkurren-
ten Reebok seine Dividende für 2005
mindestens auf Vorjahresniveau von
1,30 Euro halten. Wegen des Höhenflugs
der Adidas-Aktie erwägt das Unterneh-
men zudem einen Aktiensplit. Das Papier
ist das teuerste im Dax.  dpa

Auch
die Regierung
wird wohl
ihre Prognose
bald anheben

Berlin - In der Debatte um eine stärkere
Beteiligung der Beschäftigten an Unter-
nehmensgewinnen und am Produktivka-
pital haben Experten eine Verbesserung
der politischen Rahmenbedingungen ge-
fordert. „Die neue Bundesregierung
sollte die Mitarbeiterbeteiligung in das
Altersvermögensgesetz aufnehmen und
bei der Riester- oder Rürup-Förderung
berücksichtigen“, sagte Michael Lezius,
Vorstandsmitglied der Arbeitsgemein-
schaft Partnerschaft in der Wirtschaft,
dem Tagesspiegel. Bestimmte Beteili-
gungsmodelle sollten ähnlich wie Lebens-
versicherungen, Banksparpläne, Invest-
mentfonds oder Immobilien in der Alters-
vorsorge berücksichtigt werden. „Das
Vermögensbildungsgesetz muss nachhal-
tig modernisiert werden“, sagte Lezius.

Um das Risiko zu minimieren, dass Ar-
beitnehmer ihr eingebrachtes Vermögen
– zum Beispiel auch Arbeitszeitguthaben
auf Langfristkonten – im Falle einer Insol-
venz des Unternehmens verlieren, wird
eine Risikoabsicherung gefordert. Län-
der wie Thüringen oder Berlin bieten
eine 80-prozentige Absicherung für Mit-
arbeiterbeteiligungen an. Lezius plädiert
für bundesweite Lösungen – etwa von
der KfW oder den Bürgschaftsbanken.

Hans Schneider, Geschäftsführer der
GesellschaftfürinnerbetrieblicheZusam-
menarbeit (GIZ), plädiert zudem für die
Beibehaltung der Steuerbegünstigung
vonFirmenzuschüssenfürMitarbeiteran-
lagen. So kann der Arbeitnehmer seine
vermögenswirksamen Leistungen als Be-
teiligung einbringen und für sechs Jahre
mit einer Sparzulage von 18 Prozent för-
dernlassen.AußerdemkannderArbeitge-
bereinensteuerfreienNachlassaufdieBe-
teiligung von jährlich bis zu 135 Euro ge-
währen. Diese Regelung (Paragraf 15a
Einkommensteuergesetz) steht im Zuge
der Steuerreform offenbar zur Disposi-
tion, wie ein Sprecher des Wirtschaftsmi-
nisteriums bestätigte. „Eine Streichung
wäre das falsche Signal“, sagte GIZ-Ge-
schäftsführer Schneider.  mot

Zündung. Die Weltwirtschaft und eine erstarkte Binnenkonjunktur sollen die deutsche Wirtschaft in Schwung bringen.  Foto: dpa
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Politik soll
Beteiligungen

fördern
Experten fordern bessere

Rahmenbedingungen

Von Carsten Brönstrup

Ein kurzes Feuerwerk
Die deutsche Wirtschaft soll 2006 dynamisch wachsen – doch 2007 könnte die Party schon vorbei sein

Das Fliegen wurde in Berlin erfunden. Die Erfolgsgeschichte geht weiter.

Mit über 17 Millionen Passagieren konnten die Berliner Flughäfen 2005 alle Erwartungen übertreffen. Die Metropole Berlin ist nun die

Nummer 3 im deutschen Luftverkehr. Von hier aus geht es nach Europa, gen Osten und immer weiter in die Welt. Wir danken allen Berlinern

und Brandenburgern dafür, dass sie gemeinsam mit uns erneut bewiesen haben: Die Zukunft unserer Region liegt in der Luft.
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